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den müssen. Legitimiert für die Einreichung einer Beschwerde sind
grundsätzlich die gleichen Personen wie für die Anmeldung.

Schlussbemerkungen

Im Gegensatz zur Kranken- und Unfallversicherung, wo das Bestehen der
Versicherungsdeckung sowie das Vorliegen eines Leidens bereits Anspruch
auf die im KUVG aufgelisteten medizinischen Vorkehren gibt, bedarf es bei
der IV in jedem Fall einer Prüfung, ob die im IVG festgelegten allgemeinen
und spezifischen Voraussetzungen für die Leistungspflicht erfüllt sind. Daran
ändert insbesondere auch die Tatsache nichts, dass das BSV mit der
Ärzteschaft, den Berufsverbänden von medizinischen Hilfspersonen oder mit den
Durchführungsstellen oder -personen der medizinischen Massnahmen
Vereinbarungen abgeschlossen hat. Diese regeln nämlich nicht den Leistungsanspruch

an sich, sondern nur die weiteren Voraussetzungen (berufliche
Qualifikation, Vergütungsansatz, Art und Weise der Rechnungstellung). So

gesehen, hat sich dann auch mit dem Abschluss der Vereinbarung mit dem
SPV bzw. der FSP bezogen auf den Leistungsanspruch gegenüber früher
nichts geändert. Auch die Tatsache, dass im Rahmen des KUVG eine
Leistungspflicht für Psychotherapie nur besteht, wenn diese von einem Arzt
oder einem von diesem angestellten Psychotherapeuten durchgeführt wird,
vermag die Subsidiarität der KUV der IV nicht aufzuheben.

ZAK Nr. 10/90

Finanzielle Situation der SKöF

Die aus den ordentlichen, 1986 festgelegten Beiträgen resultierenden
Einnahmen der SKöF reichen bereits im laufenden Jahr nicht mehr aus, um die
Kosten der Sekretariats- und Verbandsinfrastruktur zu decken. Vor allem
bedingt durch die in letzter Zeit stärkeren Teuerungsschübe läuft unser Verband
Gefahr, Defizite zu erwirtschaften, die ständig zunehmen. In Anbetracht des
relativ kleinen Verbandsvermögens muss deshalb die Finanzierungsgrundlage
rechtzeitig verbessert werden.

Es kommt hinzu, dass unsere personellen Ressourcen mit drei grösseren
Veranstaltungen im nächsten Jahr völlig ausgeschöpft, um nicht zu sagen
ausgepresst werden. Wohl sind wir ständig auf der Suche nach Rationalisierung

seffekten; langfristig, werden wir jedoch unser Angebot nur über einen
gewissen personellen Ausbau der Geschäftsstelle halten und verbessern können.

In diesem Zusammenhang sind wir den Bund um einen grösseren jährlichen

Beitrag zugunsten der SKöF angegangen. Im ersten Anlauf wurde unser
Gesuch mangels entsprechender rechtlicher Grundlage ablehnend beantwortet.

Wir versuchen nun in einer zweiten Runde, doch noch eine finanzielle

14



Abgeltung unserer zugunsten der Eidgenossenschaft erbrachten Leistungen
zu erhalten. Ein gerecht kalkulierter jährlicher Beitrag seitens des Bundes
würde es der SKöF nämlich ermöglichen, eine optimale, effizient nutzbare
Infrastruktur zu entwickeln, mit der die vielfältigen Aufgaben auf weite Sicht
gut erfüllt werden könnten.

Unabhängig vom Resultat der Gespräche auf Bundesebene müssen jedoch
die Mitgliederbeiträge ab 1992 mindestens im Rahmen der zwischenzeitlich
eingetretenen Teuerung angepasst werden. Ein entsprechender Vorschlag
wird der Mitgliederversammlung vom nächsten Jahr zur Abstimmung
unterbreitet werden. Wir danken bereits heute allen Mitgliedern für ihr Verständnis-

P. Tsch

Danke Frau Trutmann!
Seit vielen Jahren betreute Frau M. Trutmann als verantwortliche Vertreterin
unserer Offizin Orell Füssli die Herausgabe und die Expedition der
«Zeitschrift für öffentliche Fürsorge». Leider hat sie sich dazu entschlossen, auf
Anfang 1991, sich einer neuen beruflichen Aufgabe zuzuwenden.

Frau Trutmann war uns eine äusserst loyale hilfsbereite Partnerin, die mit
grossem persönlichen Engagement Monat für Monat dafür sorgte, dass die
«ZöF» unsere Leserinnen und Leser erreichte. Sie verdient die
uneingeschränkte Anerkennung und den herzlichsten Dank für ihre Zusammenarbeit
begleitet von den herzlichsten Wünschen in ihre persönliche und berufliche
Zukunft.

Paul Schaffroth

neue Fachliteratur
Gabi Huber: Ausserordentliche Beiträge eines Ehegatten (Art. 165 ZGB),
innerhalb der unterhaltsrechtlichen Bestimmungen; Universitätsverlag Freiburg
Schweiz

Uiese Freiburger Dissertation befasst sich mit dem Entschädigungsanspruch
für Ehegattenmitarbeit und für besondere finanzielle Leistungen eines
Ehegatten an den Familienunterhalt. Behandelt wird damit eine Frage, die zwar
seit jeher aktuell ist, jetzt aber im revidierten Art. 165 ZGB («ausserordentliche

Beiträge eines Ehegatten») gesetzlich geregelt wird.
Nach einem Überblick über die vormalige Rechtslage werden die neuen

unterhaltsrechtlichen Bestimmungen, die Voraussetzungen des
Entschädigungsanspruchs sowie dessen Bemessung erörtert. Die Arbeit befasst sich
über auch mit der Rechtsnatur und der Geltendmachung des Anspruchs. Darüber

hinaus zeigt sie auf, wie sich der Entschädigungsanspruch im Güter-,
Sozialversicherungs- und Steuerrecht auswirkt. pd.
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